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Gr. 13395.) Warthe⸗Netze⸗Bruch⸗Geſetz. Vom 9. Januar 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


81. 

(4) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Verbeſſerung der Waſſerverhältniſſe im 
Warthe Netze Bruch als nicht rückzahlbare Beihilfen 4 717 555 Reichsmark zu verwenden, wenn 
die beteiligten Provinzen nicht rückzahlbare Beihilfen von 3 346 395 Reichsmark leiſten. 

En () Der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und der Finanzminiſter 
eſtimmen im Einvernehmen mit dem Provinzialausſchuſſe, welche Maßnahmen mit dieſen Mitteln 
zu fördern ſind. 
82. 
00 Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im $ 1 bewilligten Geldmittel im Wege des 
Kredits zu beſchaffen. a 

2) Die Schuld iſt in der Weiſe zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ber- 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


§ 3. 
Im Gebiete des Warthe-Netze⸗Bruches kann in der Zeit bis zum 1. Januar 1935 von den 
Vorſchriften des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) in der in den 88 4 bis 9 
vorgeſehenen Weiſe abgewichen werden. 


8 4. ö 
Deichverbände können ſowohl zur Abwendung gemeiner Gefahr als auch zur Förderung der 
Landeskultur ohne Zuſtimmung der Beteiligten gebildet werden. 


ö 8 5. e 
Wenn Deichverbände gebildet werden ſollen, um die Anlagen eines beſtehenden Deich⸗ 
verbandes zu erweitern und auf nicht zu dieſem Deichverbande gehörende Grundſtücke auszudehnen 
(S 295 Nr. 4 des Waſſergeſetzes), jo genügt hinſichtlich der zu dem beſtehenden Deichverbande 
gehörenden Grundſtücke die Anhörung des Vorſtandes und, wenn ein ſolcher beſteht, des Ausſchuſſes. 


8 6. 
Deichverbände können auch ohne Bildung eines neuen Verbandes auf weitere Grundſtücke 
ausgedehnt werden. Die Vorſchriften der 88 4 und 5 gelten entſprechend. 
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8 7. 

Bei der Bildung oder Ausdehnung von Deichverbänden entſcheiden über das Vorhandenſein 
der Vorausſetzungen des Beitrittszwanges im Streitfalle der Regierungspräſident und auf die 
Beſchwerde der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. Das gleiche gilt, wenn ein 
Deichverband ſich weigert, die Eigentümer von Grundſtücken aufzunehmen. 


8 8. 

Der Regierungspräſident kann eine Anderung der Satzung eines Deichverbandes erlaſſen, 
nachdem der Deichvorſtand und, wenn ein Ausſchuß beſteht, dieſer gehört ſind. Dies gilt auch, 
wenn durch die Anderung ein neuer Verbandszweck eingeführt wird. Die Übernahme von Folge- 
einrichtungen darf in der Satzung nur mit Zuſtimmung des Deichvorſtandes und, wenn ein 
Ausſchuß beſteht, nur mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes vorgeſehen werden. 


8 9. 

(1) Der Regierungspräſident kann einen Deichverband und eine Waſſergenoſſenſchaft, nachdem 
er den Vorſtand und, wenn ein Ausſchuß beſteht, dieſen gehört hat, auflöſen, wenn eine neue 
Körperſchaft gebildet wird, deren Zwecke die Zwecke der aufzulöſenden Körperſchaft umfaſſen. 

(2) Die Auflöſung ſoll zugleich mit der Genehmigung oder dem Erlaſſe der Satzung der 
neuen Körperſchaft verfügt werden. 

N (3) Mit dem Entſtehen der neuen Körperſchaft gehen die Rechte und Verbindlichkeiten der 
aufgelöſten Körperſchaft auf die neue über, ſoweit deren Satzung es beſtimmt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. Januar 1929. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13396.) Geſetz zur Abänderung des Preußiſchen Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 
(Geſetzſamml. S. 23) in der Faſſung des Geſetzes vom 4. Februar 1927 (Geſetzſamml. 
S. 13). Vom 11. Januar 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Paragraph. 
Im Artikel 2 des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 (Geſetzſamml. S. 23) in der Faſſung 


des Geſetzes vom 4. Februar 1927 (Geſetzſamml. S. 13) werden an Stelle der Worte „bis zum 
31. Dezember 1928“ die Worte „bis zum 31. Dezember 1930“ geſetzt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. ö 


Berlin, den 11. Januar 1929. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Hirtſiefer. 
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(Nr. 13397.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Form der Auflaſſung vom 13. Mai 1918 
(Geſetzſamml. S. 51). Vom 11. Januar 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Paragraph. « 
$ 2 des Geſetzes über die Form der Auflaſſung vom 13. Mai 1958 (Geſetzſamml. S. 51) wird 
aufgehoben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 11. Januar 1929. 


Giegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


(Nr. 13398.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur verſtärkten Förderung von Maßnahmen 
der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge. Vom 13. Januar 1929. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 150 Millionen Reichsmark zur verſtärkten 
Förderung von Maßnahmen der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge zur Verfügung geſtellt. 


9 2. 2 
() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. f 
(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver— 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 
6) Zur Verzinſung und Tilgung der Schuld find alle Rückzahlungen und Zinſen auf 
Darlehen aus der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge zu verwenden. 
(4) Überfteigt die Summe der im Abſ. 3 erwähnten Rückzahlungen und Zinſen die Summe 


der für die Schuld aufzuwendenden Zinſen und Tilgungsbeträge, ſo iſt der Mehrbetrag zur weiteren 
Tilgung der Schuld zu verwenden. 


(6) Die im § 1 zur Verfügung geſtellte Summe erhöht ſich um den Beitrag, den das Reich 
für ſeine Beteiligung an den Koſten der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge zu zahlen hat. 


8 3. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Volkswohlfahrt und dem Finanz⸗ 
miniſter ob. 
84. 


Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 13. Januar 1929. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. 


Dr. Grunau, Hol ten. 3tr. 1297 3 
N 22 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. September 1928 
über die Genehmigung zur Erweiterung des Geſellſchaftszwecks der Elmshorn-Barmſtedt⸗ 
Oldesloer Eiſenbahn-Aktiengeſellſchaft a 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 52 S. 423, ausgegeben am 29. Dezember 1928; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Dezember 1928 
über die Genehmigung des XXXV. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft 
der Provinz Sachſen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 5. Januar 1929. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 


Jahrgang 1928 
liegt vor. Beſtellungen find an den Verlag zu richten. 


Breis 1.50 AM. susüiglich Beriandipeien. 
Von den Jahrgängen 1920—1927 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. Bezug nur direkt vom Verlage. 5 


Berlin W. 9 N. von Deder’s Verlag (G. Schench 
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